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Die Revision des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen
vom 11. Januar 2000 wird zurÃ¼ckgewiesen. Kosten sind nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I

Die Beteiligten streiten darÃ¼ber, ob der KlÃ¤ger die Voraussetzungen fÃ¼r die
GewÃ¤hrung von Leistungen aus der Pflegeversicherung erfÃ¼llt.

Der 1958 geborene KlÃ¤ger leidet vor allem an den Auswirkungen einer genetisch
bedingten seltenen Blutsystemerkrankung, die anfallweise zu erheblichen
Schwellungen im Bereich des Kopfes, der inneren Organe oder der ExtremitÃ¤ten
fÃ¼hrt.

Der KlÃ¤ger hatte bereits 1990 die GewÃ¤hrung von Leistungen bei
SchwerpflegebedÃ¼rftigkeit (nach den Â§Â§ 53 ff Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch
aF (SGB V)) ohne Erfolg beantragt (Bescheide vom 13. MÃ¤rz 1991 und 13. Mai
1993, Widerspruchsbescheid vom 11. Februar 1994). Im Juni 1994 beantragte er
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Leistungen aus der sozialen Pflegeversicherung. Die Beklagte lehnte dies mit
Bescheid vom 4. April 1996 ab, nachdem sie zuvor Gutachten des Medizinischen
Dienstes der Krankenversicherung (MDK) vom 15. Juni 1995 und 15. MÃ¤rz 1996
eingeholt hatte. Hierin kamen die Ã�rzte Dres. D. und M. zu dem Ergebnis, daÃ�
beim KlÃ¤ger nur wÃ¤hrend der anfallartig auftretenden KrankheitsschÃ¼be ein
Hilfebedarf im Bereich der Grundpflege bestehe. Dies sei nicht tÃ¤glich der Fall,
sondern nach den Angaben des Hausarztes nur vier- bis fÃ¼nfmal in der Woche;
dies aber auch nicht in jeder Woche. AuÃ�erhalb der KrankheitsschÃ¼be kÃ¶nne
der KlÃ¤ger sowohl die Verrichtungen der Grundpflege als auch die
hauswirtschaftliche Versorgung eigenstÃ¤ndig vornehmen. Auf den Widerspruch
des KlÃ¤gers legte die Beklagte dem MDK Tagebucheintragungen des KlÃ¤gers bzw
der ihn pflegenden Ehefrau aus der Zeit vom 10. August bis 24. August 1995 und
vom 2. Januar bis 15. Januar 1996 zur Auswertung vor. Auch hieraus ergab sich
nach dem erneuten Bescheid der Beklagten vom 17. Oktober 1996 keine
abweichende Beurteilung des Pflegebedarfs. Den erneuten Widerspruch des
KlÃ¤gers wies die Beklagte ebenso wie den frÃ¼heren durch Widerspruchsbescheid
vom 13. Februar 1997 zurÃ¼ck.

Das Sozialgericht (SG) hat die hiergegen gerichtete Klage nach Einholung von
Befundberichten der behandelnden Ã�rzte abgewiesen (Urteil vom 24. Juni 1999).
Die Berufung blieb erfolglos (Urteil des Landessozialgerichts (LSG) vom 11. Januar
2000). Es fehle an dem nach dem Sozialgesetzbuch Elftes Buch (SGB XI)
erforderlichen tÃ¤glichen Hilfebedarf. Der KlÃ¤ger habe selbst angegeben, in der
Regel nur drei- bis viermal in der Woche unter KrankheitsschÃ¼ben zu leiden, die
PflegebedÃ¼rftigkeit verursachten. Der Vortrag des KlÃ¤gers stimme im
wesentlichen mit den Gutachten des MDK Ã¼berein.

Mit der vom LSG zugelassenen Revision macht der KlÃ¤ger geltend, das
Berufungsgericht habe seinen Vortrag nicht zutreffend aufgenommen. Die
KrankheitsschÃ¼be trÃ¤ten drei- bis viermal wÃ¶chentlich, teilweise auch vier- bis
fÃ¼nfmal wÃ¶chentlich auf und dauerten jeweils mindestens 12 Stunden. Zwischen
den einzelnen SchÃ¼ben bestehe nur verhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig kurze Zeit keine
HilfsbedÃ¼rftigkeit. Der fÃ¼r die Annahme von PflegebedÃ¼rftigkeit erforderliche
Dauerzustand liege bei ihm vor, wenn auch mit kleinen Unterbrechungen. Die
Zeiten, in denen Beschwerdefreiheit und keine besondere HilfsbedÃ¼rftigkeit
bestehe, seien deutlich geringer als die Zeiten der HilfsbedÃ¼rftigkeit. Jede
HilfsbedÃ¼rftigkeit unterliege gewissen Schwankungen. Entscheidend sei, welches
Bild vorherrsche. Bei ihm bestehe Ã¼berwiegend eine erhebliche
PflegebedÃ¼rftigkeit. Das LSG habe zudem gegen den Grundsatz der
Amtsermittlung verstoÃ�en, weil es ihn, den KlÃ¤ger, nicht nochmals durch einen
neutralen SachverstÃ¤ndigen habe begutachten lassen. Dr. D. vom MDK habe den
medizinischen Sachverhalt nicht selbst ermittelt, sondern sich auf Angaben des
Hausarztes bezogen. Das LSG habe auÃ�erdem ein weiteres Gutachten des MDK
herangezogen, das von engen Mitarbeitern des Dr. D. erstellt worden sei, bei denen
die BefÃ¼rchtung der Befangenheit nahegelegen habe.

Der KlÃ¤ger beantragt,
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die Urteile des Landessozialgerichts Niedersachsen vom 11. Januar 2000 und des
Sozialgerichts Aurich vom 24. Juni 1999 zu Ã¤ndern und die Bescheide der
Beklagten vom 4. April 1996 und 17. Oktober 1996 idF des Widerspruchsbescheides
vom 13. Februar 1997 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, dem KlÃ¤ger
Pflegegeld nach der Pflegestufe I zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,

die Revision des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen
vom 11. Januar 2000 zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend.

II

Die Revision des KlÃ¤gers ist nicht begrÃ¼ndet. Dem KlÃ¤ger steht ein Anspruch
auf Pflegeleistungen aus der sozialen Pflegeversicherung nicht zu, weil er die
Mindestvoraussetzungen fÃ¼r die Feststellung von PflegebedÃ¼rftigkeit und die
Zuordnung zumindest zur Pflegestufe I nicht erfÃ¼llt. Auch der vom KlÃ¤ger
geltend gemachte Anspruch auf Pflegegeld setzt gemÃ¤Ã� Â§ 37 Abs 1 SGB XI
voraus, daÃ� PflegebedÃ¼rftigkeit iS der Â§Â§ 14 und 15 SGB XI vorliegt. Nach Â§
14 Abs 1 SGB XI sind pflegebedÃ¼rftig iS des SGB XI solche Personen, die wegen
einer kÃ¶rperlichen, geistigen oder seelischen Krankheit oder Behinderung fÃ¼r die
gewÃ¶hnlichen und regelmÃ¤Ã�ig wiederkehrenden Verrichtungen im Ablauf des
tÃ¤glichen Lebens auf Dauer zumindest in erheblichem MaÃ�e der Hilfe bedÃ¼rfen.
Zu berÃ¼cksichtigen ist mithin ausschlieÃ�lich der Umfang des Pflegebedarfs bei
den gewÃ¶hnlich und regelmÃ¤Ã�ig wiederkehrenden Verrichtungen, die Abs 4 der
Vorschrift in die Bereiche KÃ¶rperpflege, ErnÃ¤hrung und MobilitÃ¤t (Grundpflege)
sowie den Bereich der hauswirtschaftlichen Versorgung aufteilt. Nach Â§ 15 Abs 1
Nr 1 SGB XI in der ursprÃ¼nglichen Fassung des Gesetzes vom 26. Mai 1994 (BGBl I
1014), der durch das 1. SGB XI-Ã�ndG vom 14. Juni 1996 (BGBl I 830) zu Â§ 15 Abs
1 Satz 1 Nr 1 SGB XI geworden ist, setzt die Zuordnung eines PflegebedÃ¼rftigen
zur Pflegestufe I (erheblich PflegebedÃ¼rftige) voraus, daÃ� er bei der
KÃ¶rperpflege, der ErnÃ¤hrung oder der MobilitÃ¤t (Verrichtungen der sogenannten
Grundpflege) fÃ¼r wenigstens zwei Verrichtungen aus einem oder mehreren
Bereichen mindestens einmal tÃ¤glich der Hilfe bedarf und zusÃ¤tzlich mehrfach in
der Woche Hilfen bei der hauswirtschaftlichen Versorgung benÃ¶tigt werden. Dabei
gehÃ¶ren zum Bereich der KÃ¶rperpflege das Waschen, Duschen, Baden, die
Zahnpflege, das KÃ¤mmen, Rasieren und die Darm- und Blasenentleerung, zum
Bereich der ErnÃ¤hrung das mundgerechte Zubereiten und die Aufnahme der
Nahrung und zum Bereich der MobilitÃ¤t das selbstÃ¤ndige Aufstehen und
Zubettgehen, An- und Auskleiden, Gehen, Stehen, Treppensteigen sowie das
Verlassen und Wiederaufsuchen der Wohnung (Â§ 14 Abs 1 Nrn 1 bis 3 SGB XI).

Beim KlÃ¤ger liegen die Voraussetzungen des Â§ 15 Abs 1 Satz 1 Nr 1 SGB XI nicht
vor. Diese Vorschrift setzt fÃ¼r die Zuordnung zur Pflegestufe I zwingend voraus,
daÃ� mindestens einmal tÃ¤glich bei wenigstens zwei Verrichtungen aus dem
Bereich der Grundpflege ein Hilfebedarf besteht. Hieran fehlt es nach den
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Feststellungen des LSG beim KlÃ¤ger. Das Revisionsgericht ist gemÃ¤Ã� Â§ 163
SGG an die im angefochtenen Urteil getroffenen tatsÃ¤chlichen Feststellungen
gebunden, soweit nicht durchgreifende RÃ¼gen dagegen erhoben werden. Die vom
KlÃ¤ger gegen die Tatsachenfeststellungen des LSG vorgebrachten
VerfahrensrÃ¼gen sind im Ergebnis nicht relevant. Der KlÃ¤ger geht zu Unrecht
davon aus, der Verwertung des im Verwaltungsverfahren eingeholten Gutachtens
des Dr. D. vom MDK stehe entgegen, daÃ� dieser bezÃ¼glich der Vorgeschichte des
beim KlÃ¤ger bestehenden Leidens auf Befunde und andere Unterlagen der
behandelnden Ã�rzte zurÃ¼ckgegriffen habe. Â§ 18 Abs 3 SGB XI verpflichtet den
Gutachter des MDK gerade, die behandelnden Ã�rzte des Versicherten,
insbesondere die HausÃ¤rzte, in die Begutachtung einzubeziehen und Ã¤rztliche
AuskÃ¼nfte und Unterlagen Ã¼ber die fÃ¼r die Begutachtung der
PflegebedÃ¼rftigkeit wichtigen Vorerkrankungen einzuholen. Das LSG war auch
nicht, wie der KlÃ¤ger annimmt, deshalb zur Einholung eines "neutralen"
SachverstÃ¤ndigengutachtens verpflichtet, weil im Verwaltungsverfahren ein
weiteres Gutachten, das dasjenige des Dr. D. im Ergebnis bestÃ¤tigte, von "engen
Mitarbeitern" des Dr. D. erstellt worden ist. Â§ 18 Abs 1 SGB XI weist dem MDK bei
der Feststellung der Voraussetzungen von PflegebedÃ¼rftigkeit eine maÃ�gebende
Stellung zu. Zwar trifft die Entscheidung Ã¼ber das Vorliegen von
PflegebedÃ¼rftigkeit allein die Pflegekasse; ihr muÃ� jedoch zwingend eine
PrÃ¼fung durch den MDK vorausgehen (Â§ 18 Abs 1 SGB XI). Die Regelung geht
damit erheblich Ã¼ber die allgemein bestehende Amtsermittlungspflicht (Â§ 20 SGB
XI) hinaus. Der MDK ist nicht in die Verwaltungsorganisation der Pflegekassen
eingebunden, sondern institutionell von diesen getrennt. Es handelt sich auf
LÃ¤nderebene jeweils um eigenstÃ¤ndige KÃ¶rperschaften des Ã¶ffentlichen
Rechts (Â§ 278 Abs 1 SGB V). Um auch den Anschein eines WeisungsverhÃ¤ltnisses
zwischen Kranken- oder Pflegekassen und den Ã�rzten des MDK auszuschlieÃ�en,
stellt Â§ 275 Abs 5 SGB V ausdrÃ¼cklich klar, daÃ� die Ã�rzte des MDK bei der
Wahrnehmung ihrer medizinischen Aufgaben nur ihrem Ã¤rztlichen Gewissen
unterworfen sind. Die Zusammensetzung des MDK im Hinblick auf die Begutachtung
von PflegebedÃ¼rftigkeit ist in Â§ 18 Abs 6 SGB XI im einzelnen geregelt. Die
Einschaltung auÃ�enstehender Ã�rzte oder PflegefachkrÃ¤fte bei der Begutachtung,
wie sie der KlÃ¤ger fordert, ist danach nur in AusnahmefÃ¤llen, von denen hier
keiner vorliegt, vorgesehen. Das Vorgehen des MDK gab hier deshalb keine
Veranlassung, gemÃ¤Ã� Â§ 17 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB X)
Befangenheit anzunehmen.

Die Vorinstanzen waren nicht gehindert, die im Verwaltungsverfahren eingeholten
Gutachten als Entscheidungsgrundlage heranzuziehen. Ergeben sich weder aus
anderen medizinischen Ã�uÃ�erungen, noch aus dem Vorbringen der Beteiligten
Zweifel an der SchlÃ¼ssigkeit derartiger Gutachten, so besteht fÃ¼r das
Tatsachengericht keine Veranlassung, ein SachverstÃ¤ndigengutachten einzuholen
(vgl BSG SozR Nr 3 zu Â§ 118 Sozialgerichtsgesetz (SGG); Urteil vom 8. Dezember
1988, 2/9b RU 66/87 = HV-INFO 1989, 410; Krasney/Udsching, Handbuch des
sozialgerichtlichen Verfahrens, 2. Aufl 1997, Kap III, RdNrn 49 f). Die im
Berufungsverfahren geltend gemachten EinwÃ¤nde des KlÃ¤gers gegen die
Gutachten des MDK hinsichtlich der HÃ¤ufigkeit der AnfÃ¤lle, nÃ¤mlich anstatt drei-
bis viermal wÃ¶chentlich teilweise auch vier- bis fÃ¼nfmal, sind vom LSG zwar nicht
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ausdrÃ¼cklich behandelt und mÃ¶glicherweise unberÃ¼cksichtigt geblieben, was
eine Verletzung des rechtlichen GehÃ¶rs (Â§ 62 SGG) bedeuten kÃ¶nnte. Dieser
Verfahrensfehler wÃ¤re indessen im Ergebnis irrelevant, weil die fÃ¼r die
Entscheidung der Vorinstanz maÃ�gebende Wertung, daÃ� beim KlÃ¤ger nicht
tÃ¤glich Hilfebedarf im Bereich der Grundpflege besteht, davon nicht berÃ¼hrt
wird.

Das LSG hat zutreffend entschieden, daÃ� die beim KlÃ¤ger auftretenden
krankheitsbedingten SchÃ¼be nur an den betroffenen Tagen einen Hilfebedarf
begrÃ¼nden, nicht aber, wie es nach dem insoweit eindeutigen Wortlaut des
Gesetzes (Â§ 15 Abs 1 Satz 1 Nr 1 SGB XI) erforderlich ist, jeden Tag. Hierbei kommt
es im Ergebnis nicht auf die Dauer des einzelnen Krankheitsschubes an. Der
KlÃ¤ger macht zwar geltend, die Vorinstanzen seien insoweit unzutreffend aufgrund
der MDK-Gutachten von einer Dauer der einzelnen KrankheitsschÃ¼be von nur
wenigen Stunden ausgegangen, wÃ¤hrend die KrankheitsschÃ¼be tatsÃ¤chlich
mindestens 12 Stunden andauerten. Er stellt aber auch hier nicht in Abrede, daÃ�
die einen Pflegebedarf im Bereich der Grundpflege auslÃ¶senden
KrankheitsschÃ¼be nicht an jedem Tag der Woche auftreten.

Dem KlÃ¤ger ist zuzugestehen, daÃ� die bei ihm bestehende Krankheit im Hinblick
auf die Beurteilung von PflegebedÃ¼rftigkeit atypisch ist. Sie fÃ¼hrt einerseits an
mehreren Tagen der Woche zu weitgehender Hilflosigkeit. Andererseits lÃ¤Ã�t sie
an anderen Tagen, an denen es nicht zu einem Krankheitsschub kommt, eine
selbstÃ¤ndige Vornahme der Verrichtungen der Grundpflege zu. Die Konzeption der
Mindestvoraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung von Leistungen aus der
Pflegeversicherung lÃ¤Ã�t nicht erkennen, daÃ� auch Betroffene mit derart
wechselvollem Hilfebedarf erfaÃ�t werden sollten. Das LSG hat zutreffend darauf
hingewiesen, daÃ� der Gesetzgeber bewuÃ�t nur den auf Dauer bestehenden
Pflegebedarf bei den regelmÃ¤Ã�ig wiederkehrenden Verrichtungen des tÃ¤glichen
Lebens erfassen und hierdurch sowie unter anderem auch mit dem Erfordernis des
tÃ¤glichen Hilfebedarfs zugleich klarstellen wollte, daÃ� geringfÃ¼gige, nur
gelegentlich anfallende oder kurzfristige Hilfe Leistungen der Pflegeversicherung
nicht auslÃ¶sen soll (BT-Drucks 12/5262, S 97 ff). Ob der Hilfebedarf des KlÃ¤gers in
diesem Sinn als geringfÃ¼gig oder gelegentlich anfallend angesehen werden kann,
mag zweifelhaft erscheinen. Denn er fÃ¤llt nur nicht in der vom Gesetz
vorausgesetzten KontinuitÃ¤t an, sondern aufgrund der in SchÃ¼ben auftretenden
Krankheitssymptome geballt und konzentriert. Bei einer Addition des innerhalb
einer Woche anfallenden Hilfebedarfs im Bereich der Grundpflege ergÃ¤be sich
unter UmstÃ¤nden im Tagesdurchschnitt ein Wert, der zumindest den
Anforderungen, die Â§ 15 Abs 3 Nr 1 SGB XI an den zeitlichen Pflegeaufwand stellt,
gerecht wÃ¼rde. Eine derartige Durchschnittsbetrachtung lÃ¤Ã�t Â§ 15 Abs 1 Satz
1 Nr 1 SGB XI jedoch nicht zu. Der Senat hat bereits in anderem Zusammenhang
entschieden, daÃ� allein die Tatsache, daÃ� der Hilfebedarf die zeitlichen
Mindestvoraussetzungen des Â§ 15 Abs 3 SGB XI erfÃ¼llt, nicht dazu fÃ¼hren kann,
auf das Vorliegen der in Â§ 15 Abs 1 Satz 1 Nr 1 SGB XI aufgestellten zusÃ¤tzlichen
Anforderungen an die Art und Weise des Hilfebedarfs zu verzichten (BSG SozR
3-3300 Â§ 15 Nr 7). Das Gesetz bietet fÃ¼r den Fall, daÃ� Hilfe im Bereich der
Grundpflege nicht tÃ¤glich erforderlich ist, keine Grundlage fÃ¼r die vom KlÃ¤ger
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angestrebte Auslegung, bei wechselndem Hilfebedarf sei fÃ¼r die Annahme von
PflegebedÃ¼rftigkeit iS der Â§Â§ 14, 15 SGB XI maÃ�gebend, ob die Zeiten
erheblicher PflegebedÃ¼rftigkeit Ã¼berwiegen oder nicht bzw ob sie den
Lebensrhythmus des Betroffenen prÃ¤gen oder nicht. Eine entsprechende
Durchschnittsbetrachtung kann erst einsetzen, wenn die HilfebedÃ¼rftigkeit zwar
schubweise vermehrt auftritt, aber jeden Tag ein Hilfebedarf bei zumindest zwei
Verrichtungen der Grundpflege besteht.

Der AusschluÃ� der hier betroffenen Fallgruppe von PflegebedÃ¼rftigen aus der
Absicherung durch die Pflegeversicherung beruht weder auf einem Versehen des
Gesetzgebers, noch ist er verfassungsrechtlich unzulÃ¤ssig. Zwar ist ein schubweise
auftretender Hilfebedarf fÃ¼r die Gebrechlichkeitspflege, die bei der Konzeption der
Pflegeversicherung im Vordergrund stand, nicht typisch. Doch entsprechen
Schwankungen der IntensitÃ¤t und des Umfangs des Hilfebedarfs auch hier der
Lebenserfahrung. Dem Gesetzgeber kann auch nicht entgangen sein, daÃ�
schubweise auftretender Hilfebedarf in grÃ¶Ã�erer Zahl auch aufgrund anderer,
relativ hÃ¤ufig auftretender Grunderkrankungen anfÃ¤llt. Eine durchaus
vergleichbare Konzentration des Hilfebedarfs kann etwa bei einer dialysepflichtigen
Nierenerkrankung bestehen. Es kann nicht davon ausgegangen werden, daÃ� derart
hÃ¤ufig auftretende Erscheinungen im Gesetzgebungsverfahren auÃ�er Acht
gelassen wurden. Dies lÃ¤Ã�t nur den SchluÃ� zu, daÃ� die Notwendigkeit des
tÃ¤glichen Hilfebedarfs bewuÃ�t als Mindestgrenze gewÃ¤hlt wurde, von der auch
bei besonderen Fallgestaltungen keine Ausnahmen zugelassen werden sollten. Ein
VerfassungsverstoÃ� kann hierin schon deshalb nicht gesehen werden, weil die
Pflegeversicherung vom Gesetzgeber nicht auf die lÃ¼ckenlose Erfassung jeglichen
Pflegebedarfs ausgerichtet worden ist, worauf der Senat bereits mehrfach
hingewiesen hat (vgl BSGE 82, 27, 34 ff = SozR 3-3300 Â§ 14 Nr 2; SozR 3-3300 Â§
14 Nr 8; BSGE 85, 278, 284 â�� zur VerÃ¶ffentlichung vorgesehen). Nach der
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zum Gleichheitssatz (vgl dazu
Jarass/ Pieroth, GG, 5. Aufl 2000, Art 3 RdNr 16 mwN) genÃ¼gt es, wenn der
Gesetzgeber fÃ¼r eine unterschiedliche Behandlung auf einen
"Differenzierungsgrund" verweisen kann, wozu wegen der gesetzgeberischen
Gestaltungsfreiheit jede "vernÃ¼nftige ErwÃ¤gung" ausreicht. Es liegt im Rahmen
der gesetzgeberischen Gestaltungsfreiheit, bei typisierender Betrachtungsweise
eine nicht tÃ¤gliche PflegebedÃ¼rftigkeit als weniger belastend anzusehen. Auch
fÃ¼r die hier betroffene Gruppe von PflegebedÃ¼rftigen kommt gegebenenfalls die
Hilfe zur Pflege nach den Â§Â§ 68 ff Bundessozialhilfegesetz in Betracht.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 17.08.2003

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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